
Abschrift. 
4 D 405/57. 

Im Name n des Deutschen Vol des 

In der StrojSache gegen den Syndikus u- 
g aus Berlin, e.Zt. in dieser Suche in Uhtersuchungs= 
Haft im Uhtersuchungsgefähgnis I .Leipzig, 
wegen Rossenschande, 

hat das Re ícnsger acht, 4.strajSenat, in der Sitzung vom 
23.Juli 1937. an der teilgenommen haben 

als Richter: 
die Re íchsger tchtsräte .Dr.Schwarz (VOrsitzender), 
.Dr.Epping, Fuhse, Go edel und .Dr.Líppert, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der He iehsanwalt Floegel, 

als Urkundsbeamter der Geschäfts stelle: 
der Sekretär Günzel, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündel scher Verhandlung 
für Recht erkannt: 
Die Revision gegen das Urteil des Landgerichts in L e i p z i g 

vom lo. März 1937 wird verworfen; dem Angeklagten werden die KOsten 
des Rechtsmittels auferlegt. 

Von Rechts wegen. 

G in n d e .  

I .  Von den Einwendungen, d i e  d i e  R e v i s i o n  gegen das angefochtene 
Ur t e i l  erhebt ,  bedarf e i n e r  etngenenderen Erörterung d i e  H ü g e d e r  
unzulässigen Verwertung von Angaben des pens lonter ten  deutschen 
Konsulotsbeamten l i s  i n  Chicago a ls  Bewe ismi t te l  ( Revi= 
sionsbegründung unter  6' ) .  D i e  Rev is ion  macht i n  d i e s e r  Beziehung 

Gel-Ir 

r 



-ı› 2 

geltend, es handle sich, da sl I aus dem aktiven Dienst ausgeı 
schieden war, um keine behördliche Auskunft, andererseits aber auch 
um keine den Vorschriften der Strafproeeßordnung entsprechende Ben 
we ísaufhahme; insbesondere seien die nach § 224 smeo. enforderl chef 

Benachrichtigungen unterblieben. Diese Behauptungen sind in totsäch= 
lichter Hinsicht richtig. Die Angaben SL vor dem öffentlichen 
Notar in Chicago über die Feststellungen der Re1 igions= und Rasse« 
zugehörígkeit des Ehepaars s' , die von der Strafkammer verwertet 
worden sind, stellen sich allerdings nicht als die ein Zeugnis ent: 
haltenden Erklärungen einer öffentlichen - in- oder ausländischen - 
Behörde im Sinne des § 256 Abs.1 STPO. dar, da $1 | weder selbst 
eine öffentliche Behörde bildete, noch eine solche vertrat. Auch entı 
sprach die Bewe isaufNahme vor dem öffentlichen NOtar insofern nicht 
den VOrschriften der deutschen Strafbrozeßordnung, als sie nicht von 
einem beauftragten oder ersuchten Richter vorgenommen war und eine 
Benachrichtigung der .Prozeßbeteiligten vom Termine nicht stattgefunden 
hatte ( §§ 25/ Abs.2, 225, 224 StPO.)ı Hierzu ist jedoch folgendes 
zu bemerken: . 

LMr VOrsitzende der Strafkammer hatte am 2.NOvember 1936 noch 
EröffNung des Hauptverfahrens an das Deutsche Generalkonsulat in Chic 
cago das Ersuchen gerichtet, 

nochmals eingehende Ermittlungen wegen der rassischen beew. 
religiösen Herkunft der ER | S - Hutter des Angeklagt 
ten anstellen lassen zu wollen ( Bd. I Bl. 217/218 d.A. ). 

Der Generalkonsul in Chicago hatte darauf einen „Vertrauensmann' 

- den oben erwähnten $4 l - mit VOrnahme der Ermittlungen beauf- 
tragt und dieser hatte am 4. Dezember l9}6 vor dem öffentlichen Notar 
in Chicago, Staat Illinois, Bezirk Cook, noch Vereidigung erklärt, 
daß die in seinem überreichten Bericht gemachten Angaben das Ergebnis 

der von ihm in der Sache angestellten .Erhebungen seien. Los aufgenommen 
ne Protokoll ist von Sl lund dem NOtar unterschrieben, von diesen 
auch unterstempelt worden. .Der Generalkonsul hat die Unterschrift 
des NOtars beglaubigt und das Protokoll dem Oberstaatsanwalt bei dem 
Landgericht in .Leipzig übersandt ( Bd.I1' Bl.64 bis 66 d.A. ). Außerdem 
aber hatte das Deutsche Generalkonsulat UM Chicago schon vorher ein 
Telegramm an die Swaatsanwaltschajt in Leipzig des Inhalts gesandt, 
daß nach dem~Ergebnis der Ermittlungen die Hutter des Angeklagten der 
Jüdischen Rel igionsgemeinschaft angehört hat(Bd.II Bl. 35 d.A.). .Dies 
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ist also eine ein Zeugnis enthaltende Erklärung einer öj7entlíchen 
Behörde im Sinne des § 256' Abs. 1 StPO. , aus der nach .Ansicht des se= 
nats zu schließen ist, daß sich auch die gesamte Bl. 65. 66' BdTId.A. D 8-== 
ftndltche Urkunde als solche amtliche Auskunft darstellt und 
daher zu der Hauptverhandlung verlesen werden durjta(§ 256 Abs.1 smpo.± 
Außerdem aber liegt eine von einer ausländischen Behörde vorgenommene 
endliche Vernehmung eines Zeugen vor, die von einem,Deutschen General= 
Konsul veranlaßt war. Dbß dieser selbst nach § 20 des Gesetzes vom 
8. November 1867 betreffend die Organisation der Bundeskonsulate user. 
( BGBI. .S.l}7 .ff. ) zur Vernehmung von Zeugen und zur Abnahme von .Boden 
befugt ist, 'ergibt das vom Auswärtigen Amt herausgegebene amtliche 
Verzeichnis der deutschen diplomatischen und konsularischen Vertre= 
tungen ( Su 3 und 53 nach dem Stande vom Ha í 1955 ).Er kann sich hier: 
zu aber auch eines Beauftragten (commissioner ) bedienen oder eine ame: 
rikantsche Behörde in Anspruch nehmen ( Vgl. Richtlinien für den 
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in Strafsachen vom 27.Bfirz 1934, 
Hålinßl. 1934 S. 141/259). er das letztere - wie in: vorliegenden 
Fall genügt für die Ar t der Vernehmung und Vereidigung die Wah- 
rung der Form, die das ausländische Recht des Ortes vorschreibt ( ReSt. 

. Bd. 46 s.50/51, Hspr. ee.7 s. 293/295. 04. 83.47 $.164 = 1. StrSen.0rt. 
vom 26. Februar 1900 D 537/00 ). Die eidl iche Vernehmung s 
durch den öjyentl chef Notar in Chicago ist also 'nach VOrstehendem eben- 
so als eine richterliche anzusehen, als wenn sie von dem .Deutschen Gene= 
ralkonsul in Chícaøo selbst vorgenommen wäre. Lhnach bleibt nur noch 
die .Frage zu behandeln, ob es eiN Hindernis für die Verlesung der Aus= 
sage in der Hauptverhandlung bildete; daß keine Vernehmung durch einen 

'beauftragten oder ersuchten Richter vorlag - der Strajkammervorsítzende 
hatte Jo nur um Anstellung von Ermittlungen ersucht -, und daß die }Pro= 
zeßbetetligten~von.dem Termin nicht benachrichtigt werden waren c§§ 251 
Abs.2, 223, 224 StPO. .). ES kann dahingestellt bleiben, ob hier Vers 
Jbhrensmdngel auch im Sinn des amerikanischen Rechts voll gegen. Lbnn 
nach der Stteungsniederscnr oft Bd.I1` Bl. 85 d.A. hat der Verteidiger 
die Verleeung ( oder den VOrtrag ) der Aussage S selbst bean: 
tragt und weder er noch der Angeklagte haben die Aussetzung der Vor: 
handlung beantragt, damit nötigenfalls das Versäumte nachgeholt werde. 
Lhrín aber muß„ namentlich bei der Besonderheit der Sachlage, ein Ver. 
zieht beider auf die Ihnehaltung jener Fbrmvorschriften erblickt werden, 
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die einem solchen Verzicht durchaus zugänglich sind ( RGSt.Bd. 58 
s. 100/101 ). Nach alledem war die Verlesung ( der Vbr trag ) zulässig 
und die dies bestreitende Verfahrensrüge ist unbegründet. 

II. Auch die übrigen Einwendungen der Revision, die sich teils 
als Verfahrenst, teils als Sbchrügen, teils als beides darstellen, stnd 
unbegründet. 

0 

Zu I der Revisionsbegründung: 
§ 261 s±po. ist nicht verletzt, die Grenze der freien Bewelswürdi= 

gung nicht überschritten. Los angefbchtene Urteil hat mit eingehender 
Begründung festgestellt, daß der Geburtstag der Butter des Angeklagten 
der 20. Februar 1875 und ihr Geburtsort Netz ist und daß andere Ans 
gaben in Urkunden irrig sind ( un. Bl. 13 ff. , 23/24 ); .Diese Fest: 
Stellung verstößt weder gegen .Denk= noch gegen allgemeine .Irfan rungss 
Sätze. Beweis vermutungen für öffentliche Urkunden, wie sie in §§ 415, 
418 ZPO. enthalten sind, kennt die Strafbrozeßordnung nicht. Eine wørtı 
lichte Wiedergabe der standesamtl tehen Auskunft in Frankfurt acH. in der 
Hauptverhandlung war nicht erfbrderl ich, ist auch vom Angeklagten oder 
seinem Verteidiger nicht beantragt worden. 

ı 

Zu II der Hevistonsbegründung: 
Auch die Norm, daß die Urteils gründe nicht wíderspruchsvoll sein 

dürfen, ist nicht verletzt. Darin, daß das angefochtene Urteil einer« 
seits feststellt, der Angeklagte sei Jude, andererseits, seine Sbhwefl 
Ster, Frau H , die dieselben Eltern hat, wie der Angeklagte, 
sehe nicht Jüdtseh aus ( uu.81. 25' Mitte J, liegt kein Widerspruch. 
Denn nach allgemeiner Erfahrung tet, wie die Revision selbst bemerkt, 
ein solches Aussehen auch bei volljüdtscher Abkunft denkbar. Henn das 
angejbchtene Urteil ausjflhrt, das Aussehen von Frau 31 | weise 
nicht zwingend darauf hin, daß die Hutter eine Ar terín gewesen.eei 
( un.ß1. 25 Uttte ). so liegt darin deshalb keineswegs, Wie die Heut« 
Sion meint, der ,Erkldrungswille', daß das nichtjüdtsche Aussehen ge= 
rade von einem Elternteil ( nur nicht unbedingt von der Hutter ) er- 
erbt worden Set. Bloß= die Strajkammer Frau H als Uíschlíng im 
Sinne der Blutschutzgesetzgebung angesehen habe, gibt das angefochtene ' 

Urteil an keiner Stelle zu erkennen. 
Zu III der Revtsíonsbegründung. 
Endlich ist auch der Grundsatz ,in dubio pro reo' nicht verletzt. 

Wenn das angejbehtene Urteil auf Bl.l5 oben ausfiflhrt, ,SEIJ ' 
dürfte die früh verstorbene SchweSter der Mutter des Angeklagten sein, 
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so hat damit offensichtlich nicht dem Zweifel Raum gegeben werden Sol: 
len, ob etwa das Ehtlastungsvorbringen des Angeklagten, die am 20.Fe- 
bruar 1875 geborene EI S Set das früh verstorbene Kind, 
doch möglicherweise richtig sei, sondern höchstens dem Zweifel, ob 
nicht ein anderes bisher nicht genanntes Kind vielleicht das in Frage 
kommende Kind Set. 

Auch sonst bestehen gegen das sehr ausfflhrl ich begründete ange= 
fochtene Ur teil keine rechtl chen Bedenken; und zwar weder im Schuld: 
noch im Strafausspruch. IN letzterer Beziehung ist zu .D der Revisions= 
begründung folgendes zu sagen: 

Wenn es im angefochtenen Urteil heißt ( UA.81.45 ), der Angeklagt= 
te habe in voller Kenntnis des Gesetzes und seiner sowie der Z 
Eigenschaften gefehlt und seine Tat stelle eine bewußte Sabotage des 
Gesetzes dar, so hat damit ersichtl ich zum Ausdruck kommen sollen, daß 
der Angeklagte mit unbedingtem VOrsatz und auch ohne Strafrechtsírrtum 
gehandelt hat, während auch schon ein Handeln mit bedingten VOrsatz 
oder aus rein strafrechtlichen Irrtum eur Verurteilung genügt hätte. 
insofern geht das Ur teil über die reine Feststellung des erforderlichen 
inneren Tatbestandes hinaus. 

.Die Revision ist daher zu verwerfen. 

gez.Schwarz. Ãbpíng. Fuhse . 
Goedel. Lippen t. 


